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Gläubigermehrheit muss Zahlungsplan zustimmen

Privatkonkurs, der: Wie die
Entschuldung gelingt

legt. DieMehrheitmuss zustimmen, das
Gericht bestätigen. Wird die vereinbarte
Quote bezahlt, ist der Schuldner vom
Rest der Schulden befreit. Werden die
vereinbarten (Teil-)Zahlungen im Zah-

lungsplan nicht fristgerecht
gemacht, dann ist der Privat-
konkurs gescheitert. Alle ur-
sprünglichen Schulden leben
wieder auf.
Stimmt die Gläubigermehr-

heit dem Zahlungsplan nicht
zu, kommt es zu einem Ab-
schöpfungsverfahren: Betrof-

fene gehendrei bis fünf Jahre nachMög-
lichkeit einer Erwerbstätigkeit nach und
treten alles, was das Existenzminimum
übersteigt, an einen Treuhänder ab, der
es an die Gläubiger verteilt. Auch so ist
Entschuldung möglich. Nach Einleitung
eines Abschöpfungsverfahrens gelten
lange Sperrfristen für einen neuen Pri-
vatkonkurs.

E x-Finanzminister Karl-Heinz Gras-
ser hat einen Antrag auf ein Schul-

denregulierungsverfahren, häufig auch
als Privatkonkurs bezeichnet, gestellt.
Hunderttausende Menschen in Öster-
reich sind überschuldet: Der
Privatkonkurs, den es seit
1995 gibt und der in der Insol-
venzordnung geregelt ist, gibt
Privaten eine Möglichkeit auf
Regulierung und Befreiung
von ihren Schulden.
Der Privatkonkurs kann

beim Bezirksgericht beantragt
werden. Es muss ein Antrag auf „Zah-
lungsplan“ oder „Abschöpfungsverfah-
ren“ gestellt sowie ein Vermögensver-
zeichnis vorgelegt werden.
ImZahlungsplanwirddenGläubigern

ein Mindestangebot entsprechend dem
voraussichtlichpfändbarenEinkommen
der nächsten drei Jahre sowie eine Lauf-
zeit von maximal sieben Jahren vorge-
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Das ABC der Insolvenzen
Von A wie Ausgleich bis Z wie Zerschlagung: Was die Gründe für eine Insolvenz sind, wie ein Verfahren abläuft
und welche Konsequenzen drohen, wenn man eine Anmeldung verschleppt. Von Elisabeth Prechtl

tungsgeneigt für die Geschäftsführer bzw.
Vorstände. Bei schuldhafter Verletzung der
AntragspflichtbesteheeinepersönlicheHaf-
tung des Geschäftsleiters für den Schaden,
der den Gläubigern durch die Antragsver-
schleppung entstanden ist.
Laut Stefan Piringer, Rechtsanwalt bei

LeitnerLaw in Linz, ist die österreichische In-
solvenzordnung grundsätzlich
sehr sanierungsfreundlich:
„Die Sanierung bezweckt ent-
weder die Sanierung des Un-
ternehmens und/oder des
Unternehmensträgers. Ein
Konkurs ist hingegen auf
die Zerschlagung des Un-
ternehmens bzw. Unter-
nehmensträgers ausge-
richtet.“ Bei einer Sa-
nierung legt der
Schuldner schon mit
dem Insolvenzantrag ei-
nen Sanierungsplan vor:

Mindestens 20 Prozent der fälligen
Schulden sollen bezahlt, der Rest erlassen
werden.„Ziel istes,dasUnternehmenwieder
rentabel zumachenund fortzuführen“, sagt
MichaelMagerl, Leiter des Linzer Schönherr-
Standorts. Im Konkursverfahren werde das
Vermögen verkauft, umdie Gläubiger zu be-
friedigen.
Ein stillerAusgleich läuft außergerichtlich

ab: SchuldnerundGläubiger einigen sichauf
eine Regelung der Schulden. „Dies bietet
mehr Spielraum, setzt aber die Zustimmung
aller Beteiligten voraus“, sagt Magerl. Laut
Huber ist, anders als in einem gerichtlichen
Sanierungsverfahren, die Ungleichbehand-
lung von Gläubigern zulässig, aber es
braucht Transparenz gegenüber allen.

Verfahren können Jahre dauern
„Im Falle eines Sanierungsplans endet eine
Insolvenz durch Rechtskraft des Beschlus-
ses, mit welchem das Insolvenzgericht den
angenommenen Sanierungsplan bestätigt“,
sagtMichael Haiböck von der Linzer Kanzlei
Haslinger Nagele. Das sei im Regelfall schon
nach wenigen Monaten der Fall. Im Konkurs
endedasVerfahrenerst,wenndasUnterneh-
men vollständig abgewickelt ist, also das ge-
samte vorhandene Vermögen verwertet ist
und alle Prüfungen abgeschlossen sind. Das
kannvoneinigenMonatenbiszueinigenJah-
rendauern. ImRegelfallwirddanneineQuo-
te an die Insolvenzgläubiger ausgeschüttet.
Sollte hingegen der Erlös der Abwicklung
nicht ausreichen, um die laufenden Masse-
forderungen und Verfahrenskosten zu de-
cken, wird dieser Erlös nach einer imGesetz
festgelegten Reihenfolge verteilt. Die Insol-
venzgläubiger erhalten dann keine Quote.

D er Innviertler Zweiradspezia-list KTM hat eines durchlau-
fen, der Unterwäschehändler
Palmers ist gerade mitten-
drin, die Möbelhandelskette
kika/Leiner ist nach dem
zweiten Insolvenzverfahren

vomMarkt verschwunden.Der Linzer Fassa-
denbauer MGlass ist imApril in Konkurs ge-
gangen. Die schwierige wirtschaftliche Lage
setzt Unternehmen quer durch alle Bran-
chen zu: Eine der Folgen ist ein Anstieg der
Insolvenzen.
Im ersten Quartal wurden laut Gläubiger-

schützer AKV1134Unternehmensinsolven-
zen in Österreich angemeldet, ein Plus von
rund vier Prozent im Vorjahresvergleich.
Dazu kamen 861 Fälle von Insolvenzabwei-
sungen mangels kostendeckenden Vermö-
gens. Neun der zehn größten Insolvenzen
nach Passiva entfallen auf die Immobilien-
branche. Die größten Verfahren betrafen
ReneBenkos Signaund6B47.Amhäufigsten
betroffenwarderHandel. Eine Entspannung
ist nicht in Sicht: Der AKV geht davon aus,
dass es heuer mehr als 4500 eröffnete Fir-
meninsolvenzen geben wird.
Wann es zu einem Insolvenzverfahren

kommt, wie ein solches abläuft und welche
Aufgaben auf einen Insolvenzverwalter zu-
kommen, erzählen heimische Wirtschafts-
anwälte auf den folgenden Seiten.
Als InsolvenzursachenkommenvieleUm-

stände in Betracht, sagt ElisabethHuber, An-
wältin in der Linzer Kanzlei Wildmoser
Koch: „Diese können sowohl externer Natur
sein, wie die allgemeine negative Ver-
änderung des Marktumfeldes, Auf-
tragseinbrüche, Zahlungsausfälle,
Beschaffungsprobleme und Preis-
steigerungen, als auch interner Na-
tur, wie strukturelle und organisato-
rische Defizite oder unlautere Ge-
schäftsgebarung.“ Häufig seien es
mehrere Ursachen.

Sanierung oder Konkurs
„Voraussetzung für die Eröffnung
ist das Vorliegen eines Eröffnungs-
grunds“, sagt Sebastian Hütter,
Rechtsanwalt in der Linzer Kanzlei
Saxinger. Gründe sind einerseits Zahlungs-
unfähigkeit, andererseits Überschuldung.
Bei der Zahlungsunfähigkeit handelt es sich
umeinenallgemeinenEröffnungsgrund, alle
Rechtsformen und auch Privatpersonen
können davon betroffen sein. Sie liegt vor,
wenn ein Schuldner mangels bereiter Zah-
lungsmittel seine fälligen Verbindlichkeiten
nichtbezahlenundersichdiesevoraussicht-
lich auch nicht alsbald beschaffen kann.
„Der besondere Eröffnungsgrund der

Überschuldung ist nur bei juristischen Per-
sonen, eingetragenen Personengesellschaf-
ten und Verlassenschaften relevant“, sagt
Maximilian Hofmaninger, Rechtsanwalt in
der Linzer Kanzlei Hasch und Partner.
Antragsberechtigt sind der Schuldner

selbst mittels Eigenantrag sowie die Gläubi-
ger mittels Fremdantrag. Eine Pflicht zur
Stellung des Antrages trifft etwa die organ-
schaftlichen Vertreter, allenfalls die unbe-
schränkt haftenden Gesellschafter sowie
den Schuldner als natürliche Person selbst.
Diese Pflicht besteht ohne schuldhaftes Zö-
gern, spätestens aber binnen 60 Tagen nach
Eintritt der Zahlungsunfähigkeit. Wobei ent-
weder ein Sanierungsverfahren mit oder
ohne Eigenverwaltung oder ein Konkursver-
fahrenzubeantragen sei, sagtHofmaninger.
„InderRealitätwerden fast alle Insolvenz-

anträge erst aufgrund eingetretener Zah-
lungsunfähigkeit gestellt“, sagt Magdalena
Nitsche, Rechtsanwältin bei Dorda in Wien.
Dies sei zwar nachvollziehbar, aber haf-
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„Ursächlich sind
Zahlungsunfähig-
keit und/oder Über-
schuldung. Antrags-
berechtigt sind der
Schuldner sowie die
Gläubiger.“
Maximilian Hofmaninger,
Anwalt
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